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(Nr. 13200.) Geſetz zur Anderung der Grenzen der Kreiſe Niederung und Tilſit⸗Ragnit. Vom 3. März 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
= 93 * 
Die zum Forſtgutsbezirke Wilhelmsbruch gehörigen Förſtereien Grünheide und Lapienen werden 
vom Kreiſe Tilfit-Ragnit abgetrennt und dem Kreiſe Niederung zugewieſen. 
§ 2. 
Der Gutsbezirk Neuſtreit wird unter Abtrennung vom Kreiſe Niederung mit dem Gutsbezirk Adlig 
Schilleningken im Kreiſe Tilſit⸗Ragnit vereinigt. 
§ 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 3. März 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Grzeſinſki. 


(Nr. 13201.) Geſetz über die Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1927. Vom 8. März 1927. 


DD Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: a 
Artikel 1. 

(1) Die Geltungsdauer der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 6. Mai 1926 (Gewerbeſteuerverordnung) — Geſetzſamml. S. 149 — 
wird bis zum 31. März 1928 verlängert. 

(2) Die Veranlagung und Erhebung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1927 erfolgen unter 
entſprechender Anwendung der für das Rechnungsjahr 1926 geltenden Beſtimmungen. 

(3) Im übrigen gelten die nachfolgenden, die Gewerbeſteuerverordnung abändernden Beſtimmungen. 


Artikel 2. 
Im 8 3 Nr. 1 Unterabs. 1 iſt dem erſten Satze nach dem Worte „liegt“ folgender Satz anzufügen: 


dies gilt auch für die Vermehrung der eigenen Saaten durch dritte landwirtſchaftliche Be⸗ 
triebe auf Grund von Anbauverträgen. ö 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 28. März 1927.) 
Geſetzſammlung 1927. (Nr. 1320013203.) 7 
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Artikel 3. 9 

§ 5 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: ; 
(2) Zu den abzugsfähigen Betriebsausgaben gehören nicht: | 


| 
a) die Zinſen für das Gewerbekapital, mag dieſes dem Gewerbetreibenden ſelbſt oder Dritten 
gehören, und für Schulden, die behufs Anlage oder Erweiterung des Geſchäfts, Verſtärkung 
des Betriebskapitals oder ſonſtiger Verbeſſerungen aufgenommen find; 
b) die Bezüge der Geſellſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft, der Kommanditgeſellſchaft, der 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung und der perſönlich haftenden Geſellſchafter der ommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien für die ihrer Geſellſchaft geleiſteten Arbeiten und Dienſte / 
e) bei Vereinigungen zu gemeinſamem Einkaufe von Lebensmitteln oder hauswirtſchaftlichen | 
Gegenſtänden im großen und Abſatz im kleinen, der ſogennante Kundengewinn, ſoweit dieſer 
fünf vom Hundert der auf die Waren geleiſteten Barzahlungen überſteigt; hierbei macht es 
keinen Unterſchied, ob der Kundengewinn Mitgliedern oder Nichtmitgliedern gewährt wird; 
der Teil der Miet- und Pachtzinſen der dem Gewerbebetriebe dienenden gemieteten und ge⸗ | 
pachteten Grundſtücke, Gebäude, Räumlichkeiten und Betriebsmittel, der über die von gleich⸗ 
artigen Betrieben unter ähnlichen Verhältniſſen üblicherweiſe gezahlten Miet- und Pachtzinſen 
hinausgeht, und ein Viertel der nach Ausſcheidung der vorbezeichneten Beträge verbleibenden 
Miet- und Pachtzinſen. Gehört der Miet- und Pachtzins zum gewerbeſteuerpflichtigen 
Ertrag eines Unternehmens des Vermieters oder Verpächters und liegt die Leitung des 
Unternehmens des Mieters oder Pächters in derſelben Gemeinde wie die Leitung des Unter 
nehmens des Vermieters oder Verpächters, ſo gehört der Miet⸗ oder Pachtzins in voller Höhe | 
zu den abzugsfähigen Betriebsausgaben. 
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5 Artikel 4. 

8 6 erhält folgende Faſſung: 
Gewerbekapital (Anlage- und Betriebskapital) ift das Betriebsvermögen im Sinne des 
Reichsbewertungsgeſetzes, ſoweit es dem gewerbeſteuerpflichtigen Betriebe dauernd gewidmet 

iſt, mit Ausnahme der von der Grundvermögenſteuer betroffenen Gegenſtände. Maßgebend | 

iſt der auf Grund des Reichsbewertungsgeſetzes feſtgeſtellte Einheitswert. 

Hinzuzuſetzen ſind: i 

a) die Schulden, die bei der Feſtſetzung des Einheitswerts in Abzug gebracht ſind, ſoweit 
ſie behufs Anlage oder Erweiterung des Geſchäfts, Verſtärkung des Betriebskapitals 
oder ſonſtiger Verbeſſerungen aufgenommen find; 

b) der Wert der dem Unternehmen dienenden, nicht der Grundvermögenſteuer unterliegenden 
Gegenſtände, die im Eigentum eines anderen ſtehen, es ſei denn, daß der Wert dieſer 
Gegenſtände bei dem Eigentümer als Gewerbekapital der Gewerbekapitalſteuer unter⸗ 
liegen würde. Liegt die Leitung des Unternehmens des Steuerpflichtigen in derſelben 
Gemeinde wie die Leitung des Unternehmens des Eigentümers und gehört der Wert 
der fraglichen Gegenſtände zum Gewerbekapital des Eigentümers, ſo findet die Hinzu⸗ 
rechnung des Wertes dieſer Gegenſtände nicht ſtatt. i 


* 


: Artikel 5, 

8 11 erhält folgende Faſſung: 
(1) Der Steuerſatz nach dem Gewerbeertrage beträgt für die erſten angefangenen oder 

vollen 1 200 .2,4 des abgabepflichtigen Ertrags / vom Hundert, für die weiteren ange- 
fangenen oder vollen 1 200 .2,M des abgabepflichtigen Ertrags 1 vom Hundert, für die weiteren 
angefangenen oder vollen 1200 %% des abgabepflichtigen Ertrags 1½ vom Hundert, für 

die weiteren Beträge 2 vom Hundert. 

(2) Die Steuerſätze für die erſten 3 600 ZH des abgabepflichtigen Ertrags ermäßigen 

ſich bei Lohngewerbetreibenden (insbeſondere ſelbſtändigen Zwiſchenmeiſtern und Hausgewerbe⸗ 
treibenden) auf die Hälfte der im Abſ. 1 beſtimmten Sätze. 825 > 
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Artikel 6. 
8 12 erhält folgende Faſſung: 
(1) Oer Steuerſatz vom Gewerbekapital beträgt für den Teil des Gewerbekapitals, der 
12 000 % nicht überſteigt, vom Taufend, für den darüber hinausgehenden Teil / vom 
Tauſend. 
(2) Betriebe, deren Gewerbekapital 3 000 ZH nicht überſteigt, bleiben von der Be— 
ſteuerung nach dem Gewerbekapital befreit. 


Artikel 7. 
§ 21 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

(3) Auf Antrag iſt zu dem Ausſchuß ein Vertreter der zuſtändigen amtlichen Berufe- 
vertretungen mit beratender Stimme zuzulaſſen; ebenſo iſt, ſofern nicht der Kreis oder die 
Gemeinde mit der Veranlagung beauftragt iſt, zu dem Ausſchuſſe für Stadtkreiſe und kreis— 
angehörige Städte mit mehr als 10 000 Einwohnern ein Mitglied oder ein Vertreter des Vor⸗ 
ſtandes der beteiligten Gemeinden, für Landkreiſe im übrigen der Vorſtand oder ein Mitglied 
des Kreisausſchuſſes mit vollem Stimmrechte zuzulaſſen. 


Artikel 8. 
I. § 37 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
(1) Die Zerlegung des Steuergrundbetrags nach dem Ertrag erfolgt derart, daß 

1. bei Verſicherungs-, Bank- und Kreditunternehmen das Verhältnis der in den einzelnen 
Gemeinden erzielten Roheinnahmen, 

2. in den übrigen Fällen das Verhältnis der in den einzelnen Gemeinden erwachſenen 
Ausgaben an Gehältern und Löhnen, jedoch ausſchließlich der von dem Geſamtüber⸗ 
ſchuſſe berechneten Vergütungen (Tantiemen) des Verwaltungs- und Betriebsperſonals 
zugrunde gelegt wird. Bei Eiſenbahnen kommen die Gehälter und Löhne des in der 
allgemeinen Verwaltung beſchäftigten Perſonals nur mit der Hälfte, des in der Werk⸗ 
ſtättenverwaltung und im Fahrdienſte beſchäftigten Perſonals nur mit zwei Dritteln 
ihrer Beträge in Anſatz. 

II. Dem $ 37 wird folgender Abſ. 3 hinzugefügt: 
(3) Bei der Zerlegung ſind Gemeinden (Gutsbezirke) nicht zu berückſichtigen, auf welche 
ein Anteil an dem Steuergrundbetrage nach dem Extrage von weniger als 4%, entfallen 
würde. Dieſer Anteil wächſt der Leitungsgemeinde zu. 


Artikel 9. 
1. § 38 erhält folgende Faſſung: 
Die Zerlegung des Steuergrundbetrags nach dem Gewerbekapital erfolgt nach Maßgabe 
des § 37. 
2. Dem § 38 wird folgender Abſ. 2 hinzugefügt: 
(2) Bei der Zerlegung ſind Gemeinden (Gutsbezirke) nicht zu berückſichtigen, auf welche 
ein Anteil an dem Steuergrundbetrage nach dem Kapital von weniger als 4.2, entfallen 
würde. Dieſer Anteil wächſt der Leitungsgemeinde zu. 


Artikel 10. 
$ 42 Abſ. 3 wird geſtrichen. 
Artikel 11. 
Die Amtsdauer der auf Grund des § 21 der Gewerbeſteuerverordnung gewählten und ernannten 
Mitglieder der Steuerausſchüſſe wird bis zur anderweiten geſetzlichen Regelung verlängert. 


Artikel 12. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Finanzminiſter unter Mitwirkung des Miniſters des. 
Innern und des Miniſters für Handel und Gewerbe beauftragt. 


ah 


Artikel 13. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Gewerbeſteuerverordnung in der durch die eingetretenen a 
Anderungen bedingten, für das Rechnungsjahr 1927 geltenden Faſſung zu veröffentlichen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 8. März 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13202.) Verordnung über anderweite geſtſetzung der Schreibgebühren des 112 chen Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Notare. Vom 7. März 19 


Auf Grund der Ermächtigungen im $ 110 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 | 
Seoul S. 363) und im § 20 Abſ. 2 der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 
S. 404) wird die daſelbſt vorgeſehene Schreibgebühr auf 0,30 RA für die Seite feſtgeſetzt. 


Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1927 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt die Verordnung vom 
28. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 573) außer Kraft. 


Berlin, den 7. März 1927. — 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. N 
Schmidt. 


(Nr. 13203.) Bekanntmachung über den Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung. Vom 25. Februar 1927. 
Vom 1. April 1927 ab beträgt der Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzzammlung vierteljährlich eine Reichsmark. 


Berlin, den 25. Februar 1927. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. 
Bekanntmachung. . 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
Sem der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Dezember 1926 
N über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Laer für den Ausbau der Straße 
Laer-Altenburg 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 3 S. 18, ausgegeben am 15. Januar 1927, | 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Dezember 1926 


über die Ausdehnung des dem Großkraftwerk Hannover, Aktiengeſellſchaft in Hannover, durch 
Erlaß vom 8. Dezember 1926 verliehenen Enteignungsrechts für den Bau der Teilſtrecke San- 
nover-Herford der 110 000 Volt-Leitung Hamm-Hannover auf das im Kreiſe Minden belegene 
Grundeigentum 5 

durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 51 S. 200, ausgegeben am 18. Dezember 1926, 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Dezember 1926 

über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Vereinigten Großkraftwerke Schleswig⸗ 
Holſtein, G. m. b. H. in Rendsburg, für den Bau einer 60 000 Volt-Leitung von Flensburg 
über Schuby nach Rendsburg 

durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 5 S. 33, ausgegeben am 29. Januar 1927. 
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